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Rundſchau.
Jm Reichstage wurde am Dienstag die Notſtands-

debatte zu Ende geführt. Herr Abg. Kropatſcheck leitete die
Debatte mit einer nichtsſagenden Rede ein, worin ihm ſpäter
Herr v. Kardorff ſekundierte. Beide Redner wurden
von unſeren Parteigenoſſen Singer und Kühn gehörig
mitgenommen. Auch Miniſter v. Bötticher griff noch
einmal, doch auch nicht glücklicher als vorher, in die Debatte
ein. Was von Intereſſe war, ſpielte ſich im Rahmen einer
Auseinanderſetzung zwiſchen Herrn von Bötticher und Abg.
Gen. Singer ab. Mittwoch iſt Schwerinstag.

Jm preußiſchen Landtag fand Dienstag die dritte
Sitzung ſtatt. Es wird zunächſt von dem Eingang einer
Interpellation der Abgg. von Kröcher und Genoſſen, be-
treffend den ferneren Abſchluß von Handelsverträgen, und
des Vertrags zwiſchen Preußen und Lübeck, betreffend den
ElbTravekanal, Mitteilung gemacht. Die allgemeine Rech-
nung über den Staatshaushalts-Etat für 1890/91, die
Keberſicht der Einnahmen und Ausgaben für 1892/93 und
der Geſetzentwurf, betreffend die Deckung der Ausgaben des
Jahres 1892/93, werden der Rechnungskommiſſion über-
wieſen. Darauf folgt die erſte Beratung des Staatshaus-
halts-Etats für 1894/95 und des Geſetzentwurfs, betreffend
die Ergänzung der Einnahmen in dieſem Etat.

Jm ſächſiſchen Landtag brachte am Dienstag der
Abgeordnete Gen. Goldſtein bei dem Kapitel Juſtiz-
miniſterium die geſtern von uns mitgeteilte Entſcheidung
des ſächſiſchen Oberlandesgerichts betr. das Verteilen von

lugblättern, welches als grober Unfug betrachtet wurde, zur
prache. Goldſtein kennzeichnet das Urteil mit Rückſicht

auf die klaren Beſtimmungen der Gewerbeordnung (S 43)
als eine Rechtsbeugung. Juſtizminiſter Dr. Schurig nimmt
das Oberlandesgericht gegen die Vorwürfe des Vorredners
in Schutz und ſucht die völlige Uebereinſtimmung des Er-
kenntniſſes mit dem beſtehenden Recht nachzuweiſen. Das
Urteil würde genau ſo gelautet haben, wenn die Zettelver-
teiler einer anderen Partei angehört hätten, von einem partei-
iſchen Urteil könne alſo nicht im entfernteſten die Rede ſein.
Hier werfe man den Gerichten vor, ſie ſeien zu weit ge-
gangen, in der Erſten Kammer habe man geſagt, die Gerichte
häten nicht genug, daraus dürfe wohl mit Recht der Schluß
gezogen werden, daß die Gerichte auf dem rechten Wege ſeien.

Gen. Geyer vermißt in der Rede des Juſtizminiſters eine
Widerlegung des Vorwurfs der Rechtsbeugung durch das in
Rede ſtehende Urteil. Der Konſervative Opitz bezeichnet das

ſprechend, worauf Geyer ſeiner Ueberzeugung Ausdruck gab,
daß der Reichstag anderer Meinung ſein werde.

Der Vorgang beweiſt wieder, wie weit die herrſchende
Geſellſchaft auf den Hund gekommen iſt. Wenngleich der
ſächſiſche Juſtizminiſter behauptete, daß konſervativen Flug-
blativerbreitern gegenüber unter Umſtänden ebenſo verfahren
worden ſein würde, ſo ſtimmt dieſe Behauptung eben nicht
mit den Thatſachen überein, ſteht vielmehr mit denſelben

2 Nach Sibirien verbannt.
Erzählung von Friedrich Thieme.

(Nachdruck verboten.)

„Jch auch nicht,“ erwiderte er. „IJch glaube, daß ihn
uz andere Beweggründe hierherführen, als die Liebe zurDichttunſt, Aber was könnte er uns anhaben? Wir ſind

keine Revolutionäre nicht wahr, Sophia? Gewiß ſind
wir alle beſeelt von heiligen patriotiſchen Wünſchen und ein
freies, glückliches Vaterland iſt unſer aller erſehntes Ziel.
Doch wir verſchmähen jeden anderen Weg als den des Ge-
ſetzes und verabſcheuen den Dolch des Mörders.“

Der alte Herr ſchwieg er war entwaffnet, und außer
dem intereſſierte er ſich ſelbſt viel zu ſehr für den „Bund“,
um ſeinem Sohne allzu ernſtliche Vorhalte zu machen
eder gar ein direktes Verbot auszuſprechen. Er hatte nur
einigen Bedenken Luft gemacht, wie ſchon mehrfach, das
war alles.

„Dort kommt Nathan Petrowitſch,“ rief jetzt Viktor, der
ans Fenſter getreten war. „Er ſcheint furchtbar aufgeregt

ich möchte wiſſen, was ihm ſehlt.“
Der Kaufmann blickte auf die Straße.
„Wir werden es erfahren,“ bemerkte er.

unſer Haus zu.“
„Er kommt auf

„Bitte, Sophia, zünde Licht an,“ wandte er ſich ſodann
an das junge Mädchen, das träumeriſch auf dem Stuhl am

iano ſaß und nur halb nach dem Geſpräch der beiden
änner hinhörte. Jhre Gedanken beſchäftigte die Botſchaft,

die Viktor ihr gebracht hatte. Sie ſollte Felix Volkhofski
wiederſehen, den ſo heiß Erſehnten, den ſo ſchmerli
Vermißten und ſo bald ſchon Unruhig und doch freudig zu
gleich ſchlug ihr Herz bei dem Gedanken an das nahe Wiederſehen

Mechaniſch erhob ſie ſich und gehorchte der Weiſung des
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im kraſſeſten Widerſpruche.
deutlich eine Erklärung erkennen, welche der Miniſterpräſident

Die Wahrheit läßt uns recht

v. Metzſch in der Erſten Kammer abgegeben, indem er.
ſagte, daß die ſächſiſche Regierung nicht bloß die beſtehenden
Geſetze aufs ſchärfſte gegen die Umſturzpartei, ſoll heißen die
Sozialdemokratie, in Anwendung bringen werde, ſondern auch
auf Vermehrung der geſetzlichen Machtmittel bedacht ſei. Jn
dem letzten Satze drückt ſich der Wunſch nach einem neuen
Sozialiſtengeſetze aus. Was aber die ſcharfe Anwendung
der beſtehenden Geſetze anlangt, ſo haben wir eben in dem
Oberlandesgerichtserkenntnis davon einen klaſſiſchen Beweis.
Die Folgen ſolcher Handlungsweiſe werden aber ſicher nicht
zum Vorteil der herrſchenden Geſellſchaft ſein. Fährt man
auf der eingeſchlagenen Bahn, die beſtehenden Geſetze unkorrekt
gegen die Sozialdemokratie anzuwenden, fort, ſo dürfte die Zeit
nicht mehr fern ſein, wo, wie ein ſächſiſches Parteiblatt ſagt,
ſich die Genoſſen wieder nach dem Muſter des Sozialiſten-
geſetzes organiſieren werden.

Zu dem Zedlitzſchen Erlaſz, betr. den Religions
unterricht der Diſſidentenkinder hat neuerdings das
Kammergericht Stellung nehmen müſſen und hielt dabei
an ſeiner früheren Auffaſſung feſt, daß der bezeichnete
Erlaß nicht gegen das geltende Recht verſtößt.
Nach dem Kammergericht müſſen alſo die diſſidentiſchen
Eltern den Nacſchweis erbringen, daß ihre Kinder, welche
vom Religionsunterricht befreit werden ſollen, einen „nach
behördlichen Ermeſſen ausreichenden anderweitigen Religions-
unterricht“ erhalten. Jn Halle iſt bekanntlich das Urteil
des Landgerichts, welches in Sachen Brandt den Zedlitzſchen

Erlaß für rechtsungültig erklärt, rechtskräftig geworden
und auf Anſuchen werden jetzt hier auch die Kinder der
Volksſchule wieder vom Religionsunterricht befreit. Heil-
loſe Verwirrung!

Die ſozialdemokratiſche Fraktion der Berliner
Stadtverordneten- Verſammlung hat einen ſchleunigen
Antrag eingebracht, worin die Verſammlung im Namen der
Berliner Bürgerſchaft gegen das Verhalten der Polizei
am 18. d. Mts. im Friedrichshain proteſtiert und der
Magiſtrat erſucht wird, Maßregeln zu treffen, um die Wieder-
holung ſolcher Vorfälle zu verhindern.

Von einer Ausſöhnung zwiſchen dem Kaiſer und
dem Fürſten Bismarck fabeln gegenwärtig wieder einmal
die Blätter, weil der Kaiſer dem letzteren durch ſeinen Flügel-
adjutanten Grafen Moltke eine Flaſche alten Weins geſchickt
und ihn zu einer überſtandenen Jnfluenza beglückwünſcht.

angegriffene Erkenntnis als völlig der Gerechtigkeit ent Aus dieſem ganz gewöhnlichen Höflichkeitsakt machen die
Blätter einen Verſuch der Verſöhnung. Daß das letztere
nicht zutrifft, liegt auf der Hand, denn der Kaiſer hat weder
Luſt noch Not, ſich dem Führer der agrariſchen Frondeure
zu beugen.
geſchehen.

Der Vorgang iſt übrigens mit Wiſſen Caprivis den Opfern jenes abſcheulichen Polizeiraubzugs.

h

v. Reibnitz der Staatsſekretär v. Stephan die verblüffende
Mitteilung, daß für ein Kabel, welches eine engliſche Ge
ſellſchaft zwiſchen Kamerun und Togo gelegt hat, von der
Reichspoſtverwaltung eine gahresmiete von M. 140 000
zu zahlen iſt. Auf dieſem Kabel ſind im erſten Jahre
während eines neunmonatlichen Betriebes nicht mehr als 50
Telegramme befördert worden. Danach koſtet jedes
derartige Telegramm der Reichspoſtverwaltung M. 2100.

Ein neuer Spionenprozeſz ſteht in Ausſicht. Wie
ein Berliner Blatt berichtet, iſt gegen den ruſſiſchen Sprach-
lehrer Berkowitz wegen des Verdachts der Spionage die
Unterſuchung eingeleitet.

Schlechte Zeiten.
ſtücke betrug:

Die Zahl der ſubhaſtierten Grund-

in 1889 1890 1891 1892 1893
Brandenburg 10 a 12 24 25Stettin 18 14 19 11 40Poſen 4 9 7 13 17Bromberg 11 a 9 14 9Danzig 39 38 19 28 31Königberg 58 60 65 40 43Breslau 56 77 105 79 98
Görlitz 6 13 17 32 28Magdeburg 59 65 137 185 179
Halle 28 42 75 108 98Hannover 10 15 16 30 39Jn den letzten 5 Jahren haben ſich alſo in 8 Städten

von 11 die Verhältniſſe ganz bedeutend verſchlechtert, wo-
runter der Arbeiter am meiſten leidet.

Die internationale Polizei. Der „Vorwärts“ ſchreibt:
„Wie international die „politiſche Polizei“ aller Länder or-
ganiſiert iſt, davon wiſſen die deutſchen Sozialdemokraten
manch' Liedlein zu ſingen. Heute erfahren wir ein neues
Beiſpiel. Bei der letzten „Anarchiſtenjagd“ in Frankreich,
die aber nicht den „Anarchiſten“, ſondern den Feinden der
franzöſiſchen und anderer Regierungen galt, wurde bei
ruſſiſchen und ſonſtigen Flüchtlingen, die mit „Anarchiſten“
nie etwas zu thun gehabt haben, allerhand für verſchiedene
auswärtige Regierungen, namentlich die ruſſiſche,
intereſſantes Material vorgefunden. Dieſes Ma-
terial iſt den betreffenden Regierungen von der
franzöſiſchen Regierung mitgeteilt worden.
Das der ruſſiſchen Regierung zugeſtellte Material ſoll den
Zar ſo erſchreckt haben daß er ſofort alle großen Feſtlich

keiten, die am ruſſiſchen Neujahrstage (13. Januar) abge
l halten zu werden pflegen, abkommandierte, was bekanntlich

zu den abenteuerlichſten Gerüchten Anlaß gab. Man ſpricht
ſogar von einem Attentat. Auch deutſche Arbeiter, die dem

„Anarchismus“ ſtets ferne geblieben ſind, befinden ſich unter

S

Ein koſtſpieliges Vergnügen iſt das Telegraphieren
in Afrika.
Büdgetkommiſſion noch mitteilt, machte auf Anfrage des Abg.

Wie die „Volksztg.“ aus der Freitagsſitzung der

Ob die
Liebesdienſte der franzöſiſchen Polizei ſich auch auf die
deutſche Regierung ausgedehnt haben, wiſſen wir nicht. Das
ruſſiſch-franzöſiſche Bündnis hat jedenfalls die polizeiliche
Weihe empfangen.“
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2. Kapitel.

Der Ausgewieſene.
Sophie hatte eben die auf dem Tiſch ſtehende Lampe an-

gezündet, als es an die Thür klopfte.
„Herein!“ rief Wladimir Sidorski.
Die Thür ward haſtig geöffnet. Ein Mann erſchien auf

der Schwelle, deſſen gebogene Naſe und ſchwarzes Haar in
Verbindung mit den charakteriſtiſchen Zügen ſeines Geſichts
auf den erſten Blick ſeine orientaliſche Abſtammung verrieten.
Seine äußere Erſcheinung war eine durchaus anſtändige. Er
war nach Art der wohlhabenderen Moskauer Kaufleute ge-
kleidet, nur vermied er es offenbar, Schmuck oder Wertſachen

zu tragen.
Auch ſeine Haltung mußte eine würdige genannt werden,

es war nichts Kriechendes, Gemeines in ſeinem Weſen, wie
man es mitunter bei den ungebildeten Repräſentanten ſeiner
Raſſe in Rußland findet, nur ſein Auge ſtrahlte jene innere
Aengſtlichkeit zurück, die ſich der meiſten Juden infolge der
beſtändigen Verfolgungen, denen ſie unter der väterlichen
Herrſchaft Alexanders III. ausgeſetzt ſind, bemächtigt hat.

Sind doch die Juden ſeit dem am 13. März 1881 er-
folgten Tode des gütigen Zaren Alexander II. in Rußland
völlig rechtlos. Kaum hatte Alexander III. den Thron ſeines
Vaters beſtiegen, als auch ſchon die anti-jüdiſche Bewegung
begann, anfangs freilich nur von der rohen Bevölkerung
einzelner Diſtrikte ausgehend, welche um die Oſterzeit des
Jahres 1881 über die Jſraeliten im Süden und Weſten
Rußlands herfiel, deren Häuſer plünderte und zerſtörte und
die unglücklichen Menſchen mißhandelte und oft gar ermordete.
Die Regierung gewährte den Beraubten nicht nur keinen
Schutz, ſondern begünſtigte und nährte den Glaubenshaß der
fanatiſchen Menge, ja, ſie nahm ſchließlich ſelbſt die Ver
folgung in die Hand und führte im Laufe der Zeit jene

barbariſchen Szenen herbei, von denen wir in allen Zeitungen
mit Abſcheu geleſen haben und welche den entſetzlichen Juden-

hetzen im Mittelalter nicht das Geringſte nachgeben.
Nathan Petrowitſa,, deſſen Bekanntſchaft wir eben gemacht,

war an ſich ein ruhiger, ſtiller Mann, mit dem jeder chriſt-
liche Händler gern zu thun hatte. Dabei hatte er eine vor
treffliche Erziehung genoſſen, war bewandert in allen Gegen-
ſtänden, deren mindeſtens oberflächliche Kenntnis zur allge
meinen Bildung gehört liebenswürdig in ſeinem Umgange
und gefällig und aufrichtig gegen ſeine Freunde, liebte er auf
das zärtlichſte ſeine junge Frau, ſeine beiden Kinder und
ſeinen alten Vater, den Patriarchen ſeines Hauſes. Denn
Nathan Petrowitſch war noch jung, höchſtens 35 Jahre
alt, trotzdem hatte er es durch eiſernen Fleiß bereits zu
einer gewiſſen Wohlhabenheit gebracht, an deren Ver-
mehrung er zwar eifrig, aber ohne Habſucht und Gewiſſen
loſigkeit arbeitete.

„Nur das Geld,“ pflegte er zu ſagen, „giebt heute dem
ruſſiſchen Juden noch etwas Sicherheit, deshalb heißt Ver
mögen ſammeln für uns, für die Zukunft unſerer Familien
ſorgen.“ Daß ſich der jüdiſche Kaufmann auch durch einen
außerordentlich wohlthätigen Sinn und wirklichen Patriotis-
mus auszeichnete, wollen wir nicht vergeſſen zu erwähnen
er hatte tapfer für Kaiſer und Vaterland gekämpft im letzten
türkiſchen Kriege und bei Plewna am 20. Juli 1877 eine
gefährliche Wunde davongetragen.

Heute erkannte man Nathan Petrowitsch garnicht wieder.
Sein Ausſehen war ein verſtörtes, ſein Benehmen ein auf-
geregtes, ſein Geſicht war bleich, in ſeinen ſchwarzen Augen
funkelte eine ungewöhnliche Wildheit. Nicht wie ſonſt wartete
er ruhig und beſcheiden an der Thür, bis man ihn näher-
treten und ſich ſetzen hieß, vielmehr trat er ſofort, ohne ſelbſt

den Hut abzunehmen,
Gemaches, ſtarrte mit unſicheren, wirren Blicken um ſich,

haſtigen Schrittes in die Mitte des
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n der franzöſiſchen Deputiertenkammer inter-
mer der Deputierte Vigné d'Oecton den Miniſter des

nnern Raynal über das Verbot des „Einſamen Menſchen“
von Gerh. Hauptmann, welches Drama der Anarchiſt
Cohen ins Franzöſiſche überſetzt hatte und am Tage nach
dem Attentat Vaillants in einem Pariſer Theater zur
Aufführung gelangen ſollte. Es wurde jedoch wie geſagt
verboten, und zwar deshalb, weil der Ueberſetzer Cohen in
Verbindungen zu Vaillant gebracht und deshalb ausgewieſen
worden war, da man von der Aufführung Demonſtrationen
zu gunſten des Ausgewieſenen erwartete. Jntereſſant iſt die
Interpellation wegen der Verlegenheit, in welche der Miniſter
des Jnnern Raynal bei Beantwortung derſelben geriet. Er
ging von der Behauptung aus, das Stück ſei nicht verboten,
ſondern es ſei nur die einmalige Aufführung desſelben durch
den Polizeipräfekten unterſagt worden, weil dieſer Mani-
feſtatione für den Cohen befürchtete. Auf dieſe Bemühungen
des Miniſters die Schuld auf den Polizeipräfekten abzu-
wälzen, bemerkte der folgende Redner, der konſervative Depu-
tierte und Gemeinderat Denys Cochin: „Wir interpellieren
hier den Miniſter über das Verbot, und er ſagt, dasſelbe
ſei nicht durch ihn, ſondern durch den Polizeipräfekten er-
folgt. Wenn wir im Gemeinderat nun den Polizeipräfekten
interpellieren werden, ſo wird er ſicher antworten: er habe
im Auftrage des Miniſters gehandelt“. Es kam ferner zu
einer kleinen Auseinanderſetzung zwiſchen Vigné d'Octon und
dem Miniſter. Der erſtere erzählte: Einige Tage nach der
Unterſagung der Aufführung ſei er zu dem Miniſter ge-
angen und habe ihn gefragt: „Jſt das Verbot des Stückes

jetzt aufgehoben?“ Darauf habe der Miniſter geantwortet:
„Nein, es iſt noch nicht aufgehoben.“ Herr Raynal rief da-
zwiſchen: „Das kann ich Jhnen nicht geantwortet haben
Kurzum die Verbots Angelegenheit iſt nach der geſtrigen
Interpellation nichts weniger als aufgeklärt. Herr Raynal
verließ denn auch bald das Terrain der Frage nach dem Ver-
bot und wandte ſich dem Anarchiſten Cohen zu, als ob die
politiſchen Anſchauungen des Ueberſetzers das Mindeſte mit
dem überſetzten Stücke zu thun hätten! Der Miniſter ver-
ſuchte, die Ausweiſung Cohens zu rechtfertigen, nach deren
Begründung ihn niemand gefragt hatte. Er ging ſogar ſo
weit, Stellen aus den beſchlagnahmten Briefen Cohens vor-
zuleſen. Das erregte auf der Linken einen Sturm der Ent-
rüſtung, und mit Recht Pelletan proteſtierte gegen dieſes
Vorgehen mit den treffenden Worten „Jch glaube, daß die
Juſtiz das Recht zur Beſchlagnahme von Briefen hat, um
nach den Urhebern von Verbrechen zu forſchen aber ich ſage,
daß es unmöglich iſt, ſich dieſer dem Geheimnis der Privat-
korreſpondenz entriſſenen Briefe zu bedienen, um ein miniſte-
rielles Jntereſſe zu verteidigen.“ Die Brieſſtellen ſollen ſehr
dumme Bemerkungen franzöſiſcher Verhältniſſe enthalten. Der
Miniſter ſtellte es ſo hin, als ſei deswegen die Ausweiſung
Cohens erfolgt. Das iſt doch auch mehr als ſeltſam. So
wenig die Anſichten Cohens zu billigen ſind, ſo hat er die-

t ſelben doch nirgends veröffentlicht. Wenn man jetzt ſchon
die Leute ausweiſt mit der Kette am Fuß, wie es mit
Cohen geſchehen, wegen Aeußerungen, die ſie in ihren Privat-
briefen thun, ſo iſt es mit der republikaniſchen Freiheit wirk-
lich weit gekommen.

Aus Jtalien. Nach einer Meldung der Agenzia
Stefani“ aus Palermo hat der General Morra ein
Rundſchreiben an die Präfekten von Sizilien mit
Anweiſungen bezüglich einer Reviſion des Gemeinde-
budgets gerichtet. Darnach ſollen vor allem die obliga-
toriſchen Ausgaben auf das abſolut Notwendige beſchränkt,
die fakultativen Ausgaben, die nicht in den Bedürfniſſen des
allgemeinen Intereſſes liegen, geſtrichen und die kommunalen
Steuerliſten geprüft werden. Das Rundſchreiben trifft auch
Maßnahmen zur Verbeſſerung der Verhältniſſe der Arbeiter-

e klaſſen im Einvernehmen mit den Kapitaliſten und Grund-
beſitzern. Da werden ſchöne Verbeſſerungen heraus-
kommen!

Für gemeine Vergehen hält der belgiſche Miniſter
präſident Beernaert die politiſchen. Bei der Beratung
des Wahlgeſetzes iſt man in der Kammer bis zu dem
Kapitel Ausſchließungen gekommen. Die Regierung
ſchlägt vor, als wahlunfähig alle diejenigen zu erklären, die
eine Gefängnisſtrafe von 6 Monaten erlitten haben. Aus

t der Kriminalſtatiſtik erhellt, daß es deren in Belgien jähr-
a lich 50 bis 60000 giebt. Allein es fragt ſich doch, aus
4 preßte dann die Hand vor die Augen und brach in leiden-

ſchaftliches Schluchzen aus, ein Ausbruch der Verzweiflung,
der mit ſeiner ſonſtigen Reſignation zu ſeltſam tontraſtierte,

Dem alten Sidorski blieb das freundliche „Guten Abend“,
womit er den Geſchäftsfreund hatte begrüßen wollen, im
Halſe ſtecken. Er betrachtete denſelben einige Augenblicke

9 ſchweigend und voll Sorge, dann trat er dicht an ihn
heran, erfaßte ſeine Hand und ſagte im Tone liebevollen
Mitleids:

„Petrowitſch, was haben Sie
Nathan Petrowitſch entfernte die Hand vom Geſicht und

51 blickte den Kaufmann traurig an. Es war ſo viel Leid, ſo
h viel Weh in dieſem Blick ausgeprägt, daß Sidorski er-

ſchrocken zurücktrat und mit banger Erregung ausrief: „Um
Gotteswillen, was iſt Jhnen Mann, ſprechen Sie, was iſt
Jhnen widerfahren

Auch Viktor und Sophia waren mitleidig herbeigekommen
und beſonders das junge Mädchen betrachtete in ſchmerzlicher
Bewegung den ſchluchzenden Mann. Eines Weibes Weinen
iſt ergreifend, aber einen Mann Thränen der Verzweiflung
vergießen zu ſehen, iſt peinlich, iſt furchtbar.

„Faſſen Sie ſich,“ ermahnte Wladimir Sidorski
wiederholte dann nochmals ſeine Frage.
Der Jude raffte alle ſeine Kraft zuſammen Ein ſchwerer
innerer Kampf ſpiegelte ſich in ſeinen Zügen wieder, endlich
ſchien er ſich etwas zu beruhigen und mit vor Schmerz und
Erregung zitternder Stimme ſprach er die wenigen, aber
den Frunden erklärenden Worte, welche in den
letzten Jahren im Reiche des Zaren ſo alltäglich, ſo häufig
geworden ſind:

„Jch bin ausgewieſen worden
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(Fortſetzung folgt.

Ein Jour-Grund die Strafe verhängt worden iſti n o es Artikels odernaliſt, ein politiſcher Redner, kann wegen eines
einer Rede zu Gefängnis verurteilt werden. Jn dieſem
Falle iſt die Beſtrafung keine entehrende, ſie iſt ſogar in
manchem Falle gerade das Gegenteil, und doch würden nach
dem Antrage der Regierung ſolche Bürger von den Wahl-
recht ausgeſchloſſen ſein! Miniſter Beerngert, als ihn der
Abgeordnete Feron darauf aufmerkſam machte, erwiderte mit
dem ſehr philiſtrös klingenden Satze: „Derjenige, der ſich
gegen die rechtliche Ordnung verfehlt, iſt an und für ſich
unwürdig, an dem politiſchen Leben teilzunehmen Das
würde einfach heißen, daß fernerhin niemand gegen ein ver-
kehrtes Geſetz agitieren könnte, ohne der Gefahr ſich auszu-
ſetzen, ſeiner politiſchen Rechte verluſtig zu gehen. Feron
wies beſonders auf den Fall des Sozialiſten Anſeele hin,
der in einem politiſchen Prozeß zu einer Gefängnisſtrafe
verurteilt wurde und ſomit nach dem neuen Geſetz weder
wahlfähig noch wählbar wäre. „Er iſt zweimal verurteilt
worden,“ rief Beernagert, „alſo zweimal unwürdig!“ „Nein,“
erwiderte Feron, „Anſeele iſt zweimal verurteilt worden,
aber das Vertrauen und die Achtung ſeiner Mitbürger hat
er deshalb nicht verloren, ſondern vielmehr gewonnen Einſt-
weilen hat die Kammer die Debatte über den reaktionären
Antrag der Regierung auf nächſte Woche verſchoben. Es
iſt wahrſcheinlich, daß ſie ſchließlich den Antrag annehmen
wird, denn die Reaktion iſt jetzt überall oben auf.
Serbien ſteht am Vorabende einer Revolution,
das Thrönchen des jungen Königs wackelt ganz bedenklich.
Die ohnehin unheilvolle Verwirrung in den politiſchen Ver
hältniſſen Serbiens, die mit dem Staatsſtreich des Königs
Alexander durch die Verhaftung des Miniſteriums Avakur-
rowitſch koloſſal geſteigert und durch die vorgeſtern erfolgte
Rückkehr Milans ihren Höhepunkt erreicht hat, läßt mit
Recht den Ausbruch einer Revolution erwarten. Für die
Dynaſtie Obrenowitſch liegen die Dinge recht ſchlimmer, noch
ſchlimmer als für das Volk, das nur gewinnen kann, wenn
der Königsſpielerei Alexanders ein Ende gemacht würde.

Ein Kriegsgericht tritt nächſten Freitag in Sofia
(Serbien) zuſammen, welches über den ehemaligen Offizier
Luka Jwanow und deſſen Bruder Stojan wegen der
Verſchwörung gegen das Leben des Prinzen Ferdi-
nand und des Miniſter- Präſidenten Stambulow zu ur-
teilen haben wird.

10 000 Arbeitsloſe giebt es in Leeds (England).
Dieſelben hielten am Sonnabend einen Umzug durch die
Hauptſtraßen der Stadt; alsdann wurde ein Meeting vor
dem Stadthauſe abgehalten. Jn den gehaltenen Reden wurde
der Stadtrat ſcharf angegriffen, weil er bisher noch gar
keine Anſtalten zur Linderung des Elends gemacht habe.

Dentſcher Reichstag.
33. Sitzung vom 23. Januar, nachmittags Uhr.

Am Tiſche des Bundesrats: Dr. v. Bötticher, Graf Poſa-
dow sky und andere.

Präſident v. Levetzow erbittet und erhält die Ermächtigung,
dem Kaiſer die Glückwünſche des Hauſes zu ſeinem Geburtstage
darzubringen.

Die Beſprechung der Interpellation Auer u. Gen. (ſoz.) über
den Notſtand und event. dagegen zu treffende Maßnahmen wird
fortgeſetzt.

Abg. Dr. Kropatſcheck (deutſchk.): So gern ich den Abg.
Bebel höre und ſo hoch ich ihn als klaren Redner ſchätze im
Gegenſatz zu Herrn Liebknecht, deſſen Ausführungen ſchon ſeit
ungefähr 50 Jahren bekannt ſind, ſo utopiſtiſch waren ſeine Ge
danken über die gegenwärtige ſoziale Lage, wie man ſie ſonſt nur
in Schauerromanen trifft. Es machte den Eindruck, als ob im
ganzen Lande agents provocateurs herumreiſen, um unſchuldige
L eute zu unvorſichtigen Aeußerungen hinzureißen. Unter den
Arbeitsloſen iſt ſehr genau zu unterſcheiden zwiſchen ſolchen, die
keine Arbeit finden, und denen, die nicht arbeiten wollen. Viel
ernſter iſt es, daß es viele giebt, die nicht arbeiten können, weil
ſie nichts gelernt haben. Solche junge Leute kommen immer
herunter. Es iſt Jpch auffallend, daß gerade in den Branchen die
Arbeiter fehlen, für die gewiſſe Kenntniſſe erforderlich ſind. Bei
uns halte ich die Durchführung des Achtſtundenarbeitstages für
völlig unmöglich. (Sehr richtig! rechts.) Selbſt wenn er durch-
geführt wird, würden nicht mehr Arbeiter beſchäftigt werden, da
ja doch die Arbeitsleiſtung dieſelbe bleibt. Sie verlangen jetzt
neue Ausgaben für die Arbeitsloſen und ſchreien gleichzeitig über
die neuen Steuern. Was Abg. Bebel auszeſührt hat, iſt nicht
praktiſch und mit großen Koſten verbunden. Das Reich ſoll
Arbeitsnachweis einführen! Das geht wohl im Zukunftsgeſell-
ſchaftsſtaat, daß die Genoſſen Bebel und Kropatſcheck zum Steine-
klopfen kommandiert werden, wenn dort Arbeiter fehlen. (Heiter-
keit.. Aber was würde für ein Geſchrei entſtehen, wenn der heu-
tige Staat etwa 3-4000 Arbeitsloſe aus Berlin nach Oſtpreußen

Schleſien ſchaffte, wo Arbeitermangel beſteht. (Sehr richtig!
rechts.

Abg. Singer (ſoz.): Weder meinem Freunde Bebel noch Lieb-
knecht iſt an dem Beifall des Herrn Kropatſcheck gelegen. Jch
werde mich daher auch hüten, weiter als notwendig iſt, um die
Niederträchtigkeit der beſtehenden Zuſtände zu beleuchten, auf ſeine
Ausführungen über den Zukunfteſtaat einzugehen. Daß Anarchis-
mus und Sozialdemokratie verſchiedene Weltanſchauungen ſind, iſt
anerkannt, aber es ſind eben Weltanſchauungen, und ſo fern es
uns liegt, dem Anarchismus zuzuſtimmen, ſo fordern wir doch,
daß er nicht unterdrückt wird. Wir haben in keiner Weiſe Furcht
vor dem Anarchismus, aber wir wollen es nicht dulden, daß
Brutalitäten gegen einen Bürger verübt werden wegen ſeiner Ge-
ſinnung. Herr Kropatſcheck hat über unſere Ziele auch nur eine
Rede gehalten, auf die ſein Wort am beſten paßt: Worte, nichts
als Worte! (Sehr gut! links.) Er macht uns gewiſſermaßen dafür
verantwortlich daß es ſo viel Arbeitsloſe giebt. Das iſt aber
lediglich eine Folge der heutigen Geſellſchaftsordnung. Die jungen
Leute ſind genötigt, im frühen Lebensalter ſchon zum Unterhalt
der Familie beizutragen, ſie gehen alſo in die Fabriken. Soweit
das aber nicht der Fall, ſoweit ſie wirklich zu einem Handwerker
in die Lehre gehen, lernen ſie doch heute nicht mehr das ganze
Handwerk, ſondern nur einzelne Arbeitsverrichtungen. Unter
heutigen Verhältniſſen giebt es kein wertvolleres Mittel zur Ab-
hilfe der herrſchenden Uebelſtände als die Verkürzung der Arbeits
zeit. Es iſt dies eine wirkliche ſoziale Reform zur Wohlthat des
Arbeiters. Ebenſo ſehen wir eine ſolche in dem von uns ge-
forderten Arbeitsnachweis, den unſererſeits einzurichten wir unter
Geltung der Polizeiſtaaten allerdings keine Veranlaſſung haben.
Von Arbeitern geleitete Arbeitsngchweiſe würden auch nur das
Mißtrauen der Arbeitgeber erregen. Ich erinnere daran, daß es
ſeinerzeit Arbeitsnachweiſe waren an die ſich ein Streik knüpfte,
weil die Arbeitgeber ſie nicht anerkennen wollten, und daß die
Küchenmänrer ſeinerzeit noch Belohnungen an Polizeibeamte be-
willigt haben, welche den Streikenden entgegengetreten waren.
Wohlthätige, die nach Art der Diakoniſſinnen Suppe für Arme
kochen, giebt es im heutigen Staate nur wenig. Das hat man
recht treffend in Hamburg geſehen, wo während der Cholergaepi
demie gerade ſich die Sozialdemokratie dem Liebeswerke gewidmet
hat, während die Wohlhabenden längſt den Staub von den Füßen
geſchüttelt hatten. Doch ich wende mich hier zu den geſtrigen
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Ausführungen des Herrn v. Bötticher. Dieſer ſchloß es eehe wenn her an ſich ſelber beſſere. Nun, dann
er zunächſt in feinem eigenen Reſſort anfangen. Heiterkeit
Eine Beſſerung gegen voriges Jahr zeigte übrigens die
Der Staatsſekretär beſtritt wenigſtens nicht den Notſtand ſo ſcharf,
wie im vorigen Jahre. Aber er erkannte ihn auch nicht an. Deu
Notſtand anerkennen, das hieße ja auch m daß es ſchlecht
ſteht mit der bürgerlichen C eſellſchaft. Jn der Stempelſteuer
lommiſſion haben wir allerdings Erklärungen des Schatzſekretärs
gehört, die viel weiter gingen. Er hat zugeſtanden, daß wir in
äiner Zeit der allgemeinen wirtſchaftlichen Depreſſion leben, ſo
ſehr ſich auch Herr v. Bötticher bemüht hat, Beiſpiele von Jn-
duſtrien anzuführen, in denen es den Arbeitern gut geht. Bezüg-
lich der Zuckerſteuer bin ich ihm dafür dankbar denn man wir
nach dieſer Erklärung doch nicht weiter daran denken, die Zucker
prämien zu erhöhen. Der Staatsſekretär hat es ferner dar
geſtellt, als ob die ſozialdemokratiſchen Agitatoren die rbeiter
verleiten würden, eine Arbeit aufzugeben, weil der ſogenannte
Minimallohn nicht bezahlt werde. Einmal hat er dafür aber
keinen Beweis erbracht, dann aber hat er nichts dafür angeführt-
daß der Minimallohn ſo ar iſt, daß die Arbeiter dabei
exiſtieren konnten. Iſt wirklich einer zur Verhgng der Arbeit
verleitet worden, ſo hat der Unternehmer ſicher bald Erſatz in der
Reſervearmee der Arbeiter gefunden. Wir haben hier kein Ver-
ſchulden, und unſer Gewiſſen beunruhigt ſich dabei ebenſowenig
wie bei dem Vorwurf daß wir den ſozialpolitiſchen Reformen
nicht zugeſtimmt hätten. Dieſe waren uns eben nur Bettelreformen.
(Sehr richtig! links.) Der Staatsſekretär führte zur Stütze ſeiner
Anſicht ferner die Thatſache an, daß die Sparkaſſeneinlagen nicht
zurückgegangen ſeien. Dafür giebt es aber einen Erklärungsgrund,
der mir vollkommen genügend iſt. Es ſind ſoviel Bankbrüche in
den letzten Jahren erfolgt, daß viele Leute ihr Vermhen jetzt
lieber den Sparkaſſen als einer Bank anvertrauen. Was der
Staatsſekretär aber über die Steuereingänge und die Aufwendungen
für Armenpflege geſagt hat, findet eine treffende Widerlegung im
Etat der Stadt Berlin. Man nimmt an, daß der Etat der Ber
liner Armenverwaltung, trotzdem er ſchon erheblich höher dotiert
iſt als in frühere i Jahren, um etwa eine halbe Million über-
ſchritten werden wird. (Hört! hört! links.) Gleiches und Aehn-
liches wiſſen wir aber auch aus anderen auch aus mittleren und
kleineren Städten. Daß der Notſtand in großen Städten am ſchreiend
ſten iſt, gebe ich zu, aber ſind ſie nicht der Brennpunkt des öffentlichen
Lebens Man hat ſich darauf berufen, daß in den großen Städten
für gewiſſe Arbeiten keine Arbeiter zu haben geweſen ſeien. Wenn
man aber ſolche Beiſpiele anführt und beiſpielsweiſe die Kanal-
reinigung in Hamburg während der Cholerazeit erwähnt, dann
ſollte doch jedem die Annahme nahe liegen, daß kein Arbeiter
der Familie hat, gern ins offene Grab ſteigt. Man ſpricht ferner
von Schneeſchippen. Aber viele Leute ſind ſchon phyſiſch zu
ſchlecht genährt und zu mangelhaft gekleidet, um eine ſo ſchwere
Arbeit noch leiſten zu können. Man muß die Leute doch als
Menſchen und nicht als Verbrecher und willenloſe Werkzeuge be
trachten. Wiſſenſchaftliche Nationalökonomen haben. ſich daher
jederzeit dagegen ausgeſprochen, daß man techniſch ausgebildete
Arbeiter zu ſchweren Handarbeiten heranzieht. Was danu de
Vorgänge vom vorigen Donnerstag betriſft, ſo berief ſich der
Staatsſekretär darauf, daß bisher keine Beſchwerde gegen die
Berliner Polizei eingegangen ſei. Jch finde es ja erklärlich, daßer ſich dieſer Vehörde annimmt, aber hätte er eine Zeitung geleſen

welcher Richtung immer, er hätte darin das Urteil gefunden, daß
das Vorgehen der Polizei ein unmotiviertes, ein provozierendes
und ein brutales geweſen ſei. Jſt es nicht ein Hohn, daß die
Bürgerſchaft die Gun miſchläuche 2c., mit denen ſie traktiert worden
iſt, auch noch bezahlen muß. Für die Folge kann man ſich da
garnicht wundern, wenn die Berliner Bürger in Zukunft nur mit
Revolvern bewaffnet in eine Verſammlung gehen. Sie haben
doch wahrlich nicht nötig, ſich überfallen zu laſſen. Wären die
Vorgänge aber anders verlaufen, hätten die Bürger ſich nicht ſo

ruhig verhalten, dann hätte man doch hier ſicher ſofort ein neues
t Herr v. Stumm hätte ſich das

gewiß nicht entgehen laſſen. Er hat ja neulich ſchon von dex
Summen geſprochen, welche ſozialdemokratiſche Führer den
Arbeitern entlockten. Er hat das in einem Artikel, der aus der
Nationalliberalen Korreſpondenz“ ſtammt und, wie man mir

geſagt hat, im Manuffkript auf m geſchrieben ge
weſen ſein ſoll, dargelegt. (Heiterkeit.) Einen Schluß, wie Herr
v. Stumm, kann man daraus aber nur ziehen, wenn man keine
S davon hat, daß das Volk auch noch für ſeine Jdeale
freiwillig Opfer ung Herr v. Stumm vertritt ja auch die An-
ficht, daß die Bewilligung der neuen Steuern und auch die der
Militärvorlage nur dem Volke zu gute käme. Hat doch ſelbſt
eſtern das „Berliner Tageblatt“ einen Artikel gebracht, worin
er gleiche Gedanke ausgeführt wird. Jch gratuliere Herrn

von Stumm zu dieſem Bundesgenoſſen. (Heiterkeit.) Es iſt mir
allerdings zweifelhaft, ob es ihm auf die Dauer angenehm ſein
würde, mit ihm Seite an Seite zu kämpfen. Von Anarchismus
und Sozialdemokratie und von dem Unterſchied zwiſchen beiden
verſteht Herr v. Stumm offenbar garnichts. Er hat davon keine
blaſſe Ahnung. Daher kennt er auch nur ein Heilmittel: Die
Polizei und polizeiliche Maßnahmen. Er weiß auch nichts von
den Spitzeln und agents provocateurs, von dem Herrn Reus,
den Sie in einer Kiſſinger Photographie neben dem Grafen
Herbert Bismarck verewigt finden und der anerkanntermaßen im
Dienſte der Berliner politiſchen Polizei ſteht und ein feſtes
von ihr bezogen hat, um Anarchiſten in London zu überwachen.
Herr v. Stumm ſtellt es ferner ſo dar, als ſei er und ſeine

Freunde die Urheber der ſozialen Geſetzgebung und namentlich der
rbeiterſchutzgeſetze. Nein, Herr v. Stumm, die Urheber waren

wir, Sie haben aber dafür geſorgt, daß die Geſetze die Jhnen und
den Unternehmern annehmbare Geſtalt erhielten. Dasſelbe Be
ſtreben würde er und ſeine Freunde auch beim achtſtündigen
Arbeitstage innehalten, trotz des Vorgehens der engliſchen Reg
rung die jetzt bekanntlich dieſe Forderung bewilligt hat. Die
eſtrige Rede des Abg. Möller hat das zur Genüge bewieſen.

Man hat ſich hier eben noch nicht zu der Ueberzeugung durcherungen, daß eine übermäßig lange Arbeitszeit ſowohl für den
rbeiter, wie für die Induſtrie nachteilig iſt. Jn England hat

das ein Staatsſekretär offen ausgeſprochen, und wir würden den
Beifall, den wir ihm daraufhin zollen müſſen, viel lieber einem
deutſchen Staatsſekretär zollen. Heiterkeit. Man iſt in Eng
land der Ueberzeugung, daß Arbeiter und Arbeitgeber bei der
Verkürzung der Arbeitszeit gut fortkommen. Der Staat kann
den Notſtand nicht abſtellen, aber er kann ſeine Geſetze ſo ein
richten, daß möglichſt viel Arbeiter eingeſtellt werden. Den Wider
ſtand der Unternehmer würde die Regierung leicht brechen können.
Den Notſtand zu leugnen, iſt heute nicht mehr möglich. Die
Ueberfüllung der Aſyle und der ſonſtigen Anſtalten, die Kalamilät
der pretrß der Maler, welche keine Unterſtützungen mehr
zahlen kann ſprechen eine zu beredte Sprache. Weiß der Herr
Staatsſekretär das nicht Er ſollte ſich jedenfalls ebenſo um
ſolche öffentliche Angelegenheiten kümmern wie wir. Er ſollte aber
auch weiter gehen. Die Regierung kann und muß helfen, und
wir werden daher immer wieder auf die herrſchenden Notſtände
hinweiſen. Wir werden darin nicht erlahmen und uns durch nichts
beirren laſſen. (Beifall bei den Sozialdemokraten.)

Staatsſekretär Dr. v. Bötticher: Der Vorredner hat es ſo
dargeſtellt. als hätte ich im vorigen Jahre etwas Anderes geſagt
als geſtern Thatſächlich habe ich aber genau dasſelbe geſagt.
Jch habe beide Male das Beſtehen eines gewiſſen Notſtandes an
erkannt. Es iſt mir ferner nicht eingefallen, den Arbeitern den
Vorwurf zu machen, daß ſie nicht arbeiten wollten und ſogen.
faule Arbeiter ſeien. Jch hatte im vorigen Jahre nicht das ge
nügende Material zur Hand, diesmal habe ich es mir beſchafft
und ich habe geſtern danach konſtatiert, daß das Bild ein ganz
verſchiedenes iſt. Stellenweiſe herrſcht Arbeitsnot, in manchen
Jnduſtriezweigen vollzieht ſich aber ein Aufſchwung. Daran ändert
auch nichts die Thatſache, daß in Berlin die Armenlaſten geſtiegen
ſind. Berlin kann in ſolchen Dingen überhanpt nicht als Maß-
ſtab gelten. Jm ganzen Reiche fehlt es entſchieden nicht an Au
zeichen, daß ſich ein Aufſchwung vollzieht. Von der Einſtellung
der Leiſtungen bei der Malerkrankenkaſſe haben wir noch keine
offizielle Kenntnis. Jedenfalls iſt die Zeit noch zu kurz, um An

Ausnahmegeſetz befürwortet.
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laß zum Einſchreiten zu bieten. Wir müſſen das zungLandesbehörden überlaſſen. Den Rat, du. dlbater für
die Verſammlungen mit Revolvern bewaffnen möchten, hätte Herr
Singer lieber tragen ſam Es liegt dazu kein Anlaß vor.
Die Polizei iſt in keiner eiſe provokatoriſch vorgegangen, ſie iſt
rrizt worden und man hat ihren Anordnungen nicht Folge ge
eiſtet. Diejenigen, die ſie ereizt und ihren Anordnungen nicht

Folge feige aben, haben die Folgen ihrer Handlungen geerntet.

(Beifall rechts. (Schluß folgt.)
Zur Arbeiterbewegung.

In Berlin beſchäftigen ſich die Delegierten zur Berliner
Gewerkſchaftskommiſſion am Freitag mit den Ausſtändender Schuhmacher und der Droſchkenkutſcher ſowie mit der Mai-
eier. Die Ausſtände wurden als gerechtfertigt anerkannt. Ueber
ie Frage, wie die Feier des 1. Mai in Zukunft ſtattzufinden habe,

gelangte eine Entſchließung zur Annahme, die dahingeht, daß am
1. Mai gefeiert werden ſoll, und daß vormittags da, wo es mög-
lich ſei, die Gewerkſchaften Verſammlungen abhalten ſollen.Eine Verſammlung der horo ne rre beſchäftigte
ſich am Freitag mit der e der Sonntagsruhe im Phoko-
graphengewerbe. Der Berichterſtatter führte aus, daß die Sonn
tagsarbeit aus dem Gewerbe zwar nicht ganz verſchwinden könne,
daß ſie aber in dem von den Arbeitgebern erſtreckten Umfange,
d. b. die volle Sonntagsarbeit, durchaus unnötig ſei. Es kam
eine Entſchließung zur Annahme, in der gefordert wird, daß ſichdie Arbeitszeit an Sonntagen nicht über hie Stunden von 10
ausdehnen dürfe.

Der Verband ſächſiſcher Berg- und Hütten-Ar-
beiter, der im Jahre 1878 zu Zwickau gegründet wurde und ſich
jetzt auf 52 Ortſchaften erſtreckt, hatte im vorigen gang einen Mit-
gliederzuwachs von 1320, ſowie etwa 2000 hei der Verbandsbegräb
itiskaſſe. Der Verband zählt gegenwärtig etwa 8500 Mitglieder,
die Begräbniskaſſe 16000 Mitglieder auf. Das Verbands Ver
mögen bezifferte ſich zu Beginn vorigen Jahres auf 72 410 M.

2 Leipzig beſchloß eine Verſammlung der Sattler-
und Tapezierer-Gehilfen, den zu Oſtern nach Frankfurt
a. M. einberufenen Kongreß der Sattler und Tapezierer zu be
ſchicken und dort für die Gründung eines Induſtrie Verbandes
und für die Unterſtützung der Arbeitsloſen einzutreten.

Aus Greifswald wird mitgeteilt, daß von den dortigen
Korbmachern über die Werkſtätte von Jäckel die Sperre ver-
hängt wurde. t

Ausſtände in Jtalien. Jn Como ſtellten, wie „H.
B.“ aus Venedig meldet, die Arbeiter der großen Seiden-

färberei Caſtegno die Arbeit ein; man befürchtet eine allge
meine Arbeitseinſtellung in ſämtlichen Fabriken. Die Ruhe iſtbisher nicht geſtört worden. In Piſa ſind die Vuckere di
und Kutſcher in einen Streik eingetreten.

Jn New York haben infolge Entlaſſung von fünf An-
hatgy der Tramway Geſellſchaft Bridgeport-Connecticut 100

edienſtete die Arbeit eingeſtellt. Nach dem Wolffſchen Tele
graphenbüreau ſollen die Streiker Unruhen verurſacht haben.

Geueral-Herſammlung der Zentral-Kranken- und Sterbe-

Kaſſe der FTiſchler etc. (E. H. Ur. 3 Hamburg).
Die 13. ordentliche GeneralVerſammlung wurde am Sonntag

vormittag 9 Uhr in Hannover eröffnet. Anweſend waren 72
Delegierte. Es wurden zunächſt die Wahlen der Kommiſſionen
vorgenommen und hierauf die Verhandlungen bis nach Schluß
des Gottesdienſtes vertagt. Nach Wiederaufnahme der Ver
handlungen wurde die Wahl in Wilhelmsburg für ungültig erklärt,
die übrigen anerkannt. Am Nachmittag um 4 Uhr begannen
die Verhandlungen über den Geſchäftsbericht des Vorſtandes, des
e h und des Schiedsgerichts, welche durch den Vertreter
des Ausſchuſſes Ritter-Berlin eingeleitet wurden. Nach den Aus-
ſärungen des Genannten iſt die Thätigkeit des Ausſchuſſes eine
ehr umfangreiche geweſen. Es haben 93 Sitzungen ſtattgefunden

und ſind außer anderen Angelegenheiten 494 Beſchwerden erledigt
worden. Auf den umfangreichen Bericht folgte eine kurze Dis
kuſſion, nach welcher dem Ausſchuß Entlaſtung erteilt wurde.
Sodann erhielt der Vorſitzende des Vorſtandes Blume- Hamburg
das Wort, welcher darauf hinwies, daß die Aufſichtsbehörde am
5. April und dann nochmals im November zur Statuten- Aenderung
aufgefordert habe, da die Kaſſe mit Unterbilanz arbeite, deshalb
müſſe die General Verſammlung ſchon jetzt ſtattfinden. Die
weiteren Ausführungen des Redners bezogen ſich auf die Geſchäf.s-
führung ſelbſt, die in üblicher Weiſe vor ſich gegangen iſt. Einehieran ſich ſchließende Diskuſſion drehte ſich um Aerztefragen, um

den kurzen Zwiſchenraum zwiſchen der Bekanntmachung und dem
Stattfinden der General-Verſammlung, um mangelhafte Revi-
ſionen in den Zahlſtellen, um die Höhe der Aerzte- und Apotheker-
rechnungen u. ſ. w. chließlich wurde auch der Bericht des
Vorſtandes genehmigt. Aus dem nun folgenden Bericht des
Kaſſierers iſt hervorzuheben, daß die Einnahmen in den Jahren
1891 92 4045 910.56 M. betrugen, die Ausgaben dagegen ſich auf
4067 699.86 M. belaufen, woraus ſich eine Mehrausgabe von
21 789.30 M. ergiebt. Für das Jahr 1893 betrugen die Ken
Einnahmen bis 17. Januar 1894 1 552 251.08 M., die Geſamt-
Ausgaben für dieſelbe Zeit 1635 629.56 M., mithin wieder eine
Mehrausgabe von 83 378.56 M. Es verbleibt noch ein Vermögen
von 708 140.80 M. Außerdem berichtete der Kaſſierer über ein
Poſten, welche die Kaſſe als verloren zu bezeichnen hat. Auch
ihm wurde Decharge erteilt. Nachdem dann der Vorſitzende
des Schiedsgerichts über deſſen Thätigkeit Bericht erſtattet hatte
und in der Diskuſſion über die Auslegung des S 12 Abſ. 3 des
Statuts ein Abänderungsantrag zu dieſem Paragraphen in Aus
ſicht geſtellt war, wurde die Sitzung geſchloſſen.
Hannover, 23. Januar. Bei der heute ſeitens der General
Verſammlung vorgenommenen Abſtimmung über die zukünftige
Geſtaltung der Kaſſe ſtimmten fur Auflöſung 20 Delegierte, für
Umwandlung in eine Zuſchußkaſſe 34 Delegierte und für das Fort
beſtehen der Kaſſe als freie Hilfskaſſe 39 Delegierte. Die Majo
rität erklärte ſich alſo für das letztere.

Lokales und Praviunzielles.
Halle a S., 24. Januar.

Stadtverordneten-Sitzung vom 22. Januar. Vorſitzender:
Stadtv. Vorſteher Gneiſt.

Eingegangen ſind drei Einladungen an die Mitglieder der Ver-
ſammlung zur Teilnahme an den Feiern, welche aus Anlaß des
bevorſtehenden Kaiſergeburtstages in der Schloß und Domekirche,
der Univerſitäts-Aulag und der Aula des Stadtgymnaſiums ſtatt-
finden werden. Der Vorſitzende fordert zu reger Beteiligung auf.

Das Protokoll der letzten Sitzung wird verleſen und nach einer
Richtigſtellung genehmigt. Sodann wird zur Beratung der Tages-
ordnung geſchritten.

1. Die Rechnung über die v. Ritzenberg-Stiftung für 1892 93
wird entlaſtet. Einnahme 409.68 M., Ausgabe 409 M., Beſtand
68 Pf. Ref. Stadtv. Freyberg.

2. Die Entlaſtung der Rechnungen des Stadttheaters pro 1890 91
und 1891/92, welche in Einnahme und Ausgabe mit 61 408.71 M.
bezw. 65 902.07 M. balancieren erfolgt, nachdem eine längere Er-
örterung der in den Maſchinen und Beleuchtungsanlagen des
Theaters hervorgetretenen und vom Referenten Stadtv. Sachs

eſchilderten Mißſtände ſtattgefunden hat. Der Referent hatte für
eine ſcharfe Kritik einen von dem Obermaſchinenmeiſter des

Theaters Richter herrührenden Bericht über die einzelnen, beſon-
ders in Frage kommenden Mängel zur Grundlage genommen.
Hervorgehoben wurde vom Referenten der Mangel einer Akkumu-
latorenAnlage, wodurch veranlaßt ſei, daß, um das Theater
Reſtaurant zu erleuchten, die Maſchinen bis zum Schluß desſelben
arbeiten müßten. Der Oelverbrauch für die Maſchinen ſei ein
unglaublich hoher, was dadurch verſchuldet werde, daß wenn von
den drei vorhandenen Maſchinen auch nur eine zu arbeiten habe,
die andern beiden unnötig mitlaufen müſſen, weil keine Ausſchal
tung Vorrichtung für dieſelben vorhanden ſei. Auch fände eine
große Waſſervergeudung ſtatt, indem das kondenſierte Waſſer nicht

wiederverbraucht würde, ſondern nutzlos in den Kanal abfließe.
Ebenſo ſei der Verbrauch an Heizungsmaterial ein ſehr hoher.
Des ferneren rügt Redner die Herbeiholung eines Magdeburger
Monteurs zur Riemenſpannung und -Auflegung, was, wenn es
nicht vom Maſchinenperſonale des Theaters geſchehen könnte, doch
wohl durch eine geeignete Perſönlichkeit einer hieſigen Fabrik hätte
erfolgen können. Eine willkürliche Erhöhung der Speſen-Berech-
nung des Obermaſchinenmeiſters, welche derſelbe anläßlich einer
Weiſe nach Berlin in genauer Weiſe aufgeſtellt hatte, verurteilt
Redner ſcharf. Der Mann ſei wahrſcheinlich zu reell geweſen.
Redner ſchließt ſeine Ausführungen über die elektriſche Beleuch
tung, das Maſchinenweſen u. ſ. w. mit den Worten: Nun, meine
Herren, es iſt eine Anlage, die ſich ſehen laſſen kann. Ober-
bürgermeiſter Staude findet die Kritik des Referenten in einer
Weiſe geführt, in welcher er demſelben nicht folgen könne. Jn
der Zeit, wo die Beleuchtungsanlage erfolgte, waren die Akku-
mulatoren noch nicht auf der Höhe der Entwickelung, wie heute;
daher ſei damals von der Einführun ſeere Abſtand genommenworden. Anders ſei dies jetzt. Der Referent erklärt, daß er
ſich das Recht nicht nehmen laſſen werde, Uebelſtände zu iriſeen
Der Vorſitzende betont das Recht des Referenten, Thatſachen
u rügen, erinnert aber daran, daß es beſſer ſei, wenn über den

Rahmen ſolcher Kritiken hinausgehende n unterblieben.
Oberbürgermeiſter Staude iſt wohl mit der Ausübung einer
derartigen Kritik einverſtanden und will keine Beſchränkung ſolcher
gemeint haben. Der Angriff des Referenten ſei aber ein derartiger
geweſen der die geſamten Anlagen des Theaters und auch die-
jenigen Perſönlichkeiten, welchen die Anſchaffung derſelben unter
ſtellt war, nicht nur in den Augen der Hallenſer, ſondern weit-
hinaus über den Bereich der Provinz zu diskreditieren geeignet
ſei. Daß aber im Gegenteil die Einrichtungen unſeres Theakers
als gut anerkannt zu werden verdienten, davon gäben nicht nur
die Urteile fremder Techniker, die dieſelben beſichtigt und für gut
befunden haben, Zeugnis, ſondern auch die günſtige Ausſprache
von Fachzeitſchriften. Der Referent ſtellt den Antrag, daß die
beregten Uebelſtände beſeitigt werden ſollen und empfiehlt die Ent
laſtung der Rechnungen. Stadtv. Brinkmann ſchildert in
eingehender Weiſe die Mängel der Luftzuſührung zum Keſſel, die
eine ungenügende ſei. Die Kohlenzuführung zur Feuerung ſei ſo
chmal, daß, wenn einmal die Flamme aus derſelben zurückſchlagen
ollte. der Feuermann unbedingt verloren ſei. Die Verbrennung
er Kohlen ſei eine ſehr mangelhafte infolge Luftmangels, daher

der große Verbrauch. Der Schornſtein müſſe entſchieden zirka
12 Meter höher geführt und für die Feuerung Luſtkanäle angelegt
werden. Herr Bauinſpektor Rückert hätte dieſe Mängel, die ihm nicht
unbekannt ſind, ſchon längſt melden müſſen. Stadtv. Friedrich
ſtellt den Antrag: Magiſtrat möchte ſeine Stellungnahme zu den
hier ausgeſprochenen Monitas in einem beſonderen Bericht klar-
legen. Stadtv. Brünnecke wünſcht, daß nicht nach einſeitigen
Darſtellungen geurteilt werden möge, da die die Anſchaffung der
Anlagen ſeinerzeit veranlaſſenden Perſönlichkeiten ſicherlich nach
beſter Ueberzeugung gehandelt haben. Es werden die Anträge
Sachs und Friedrich angenommen und damit die Entlaſtung aus-
geſprochen.

Es erfolgen die Eutlaſtungen nachſtehender Rechnungen:
3. der Spiegel Stiftung: Einnahme 1203.88 M. Ausgabe

1179.18 M., Beſtand 24.70 M., Ref. Stadtv. Schmidt;
4. der Trottoirkaſſe pro 1892/93: Einnahme 15 385.52 M., Aus-

gabe 14036.59 M., Beſtand 1348.93 M., Ref. Stadtv. Apelt:
5. der ſtädtiſchen Sparkaſſe pro 1891 und 1892: Zu 1891 Ein

nahme 10058846.21 M. Ausgabe 9894386.37 M. Beſtand
164 459.84 M. zu 1892 Einnahme 10841 919.24 M., Ausgabe
10612 282.04 M., Beſtand 229637.20 M., Ref. Stadtv. Apelt;

6. der Brumhard- Stiftung pro 1892: Einnahme 6048.17 M.,
Ausgabe 6045.40 M., Beſtand 2.77 M., Vermögen 148653 M.,
Ref. Stadtv. Roth:

7. der Kaſſe der Fortbildungsſchule pro 1892 93: Balanciert
mit 3066.45 M., der ſtädtiſche Zuſchuß beträgt 1858 M., Ref.
Stadtv. Billing;

8. des Siechenhausfonds pro 1889/90, 1890 91 und 1891/92
Zu 1: Einnahme 26509.11 M., Ausgabe 26461.01 M., Beſtand
48.10 M.. zu 2: 29676.95 M., 29637.12 M., 39.83 M., zu 3:
58559.41 M., 58548.05 M., 11.36 M., Ref. Stadtv. Haaſe;

9. des Theater Erneuerungsfonds pro 1892/93: Einnahme
18 611.90 M., Ausgabe 3631.18 M., Beſtand 14980.72 M., Ref.
Stadtv. Werther:

10. der Keferſtein-Stiftung pro 1892/93: Einnahme 779.24 M.,
Ausgabe 778.85 M., Beſtand 39 Pf., Ref. Stadtv. Heiſer

11. der Guticke-Duncker-Stiftung pro 1892/93: Einnahme 1425.68
Denn Ausgabe 1140 Mark, Beſtand 285.68 Mark, Ref. Stadtv.

enze;
12. über das BauKonto „Neubau des ſtädtiſchen Leihamtes“:

Balanciert mit 206236 M., Ref. Stadtv. Pfaul (die Bauſtelle
koſtete 36 650 M.)

13. der Theodor Schmidtſchen Stiftung vom 27. September
1892 bis Ende März 1893: Einnahme 39912.06 M., Ausgabe
29563.70 M., Beſtand 10348.36 M., Ref. Stadtv. Rauſch;

14. Einziehung der Steuern durch Steuererheber“ fällt aus.
15. Der Finalabſchluß der Kämmerei- Kaſſe und des Anleihe-

Kontos pro 1892 93 ſowie eine Nachweiſung ſtattgehabter Ueber-
ſchreitungen liegen vor. Die Entlaſtung erfolgt gemäß den An
trägen der Finanz Kommiſſion, ebenſo die Nachbewilligung. MitRückſicht auf den hohen Gasverbrauch in den Büreaus ſowie in

den e RevierBüreaus ſollen Auerbrenner eingeführt werden.
Die Bierſteuer hat 1650 M. erbracht. Ref. Stadtv. Demuth.

15. Die Rechnung über das Konto: „Erweiterung des Straßen
bahnnetzes“ wird entlaſtet. Dieſelbe batanciert mit 3683870.99 M.
Eine Ueberſchreitung mit 497.49 M. wird nachbewilligt. Ref.

Stadtv. Sach s. p 817. „Erweiterung des Kuratoriums des halleſchen Stadtgym-
naſiums zu einem ſolchen für das Gymnaſium und die Oberreal-
ſchule“ fällt aus.

18. Das Statut, betreffend die Verwaltung der Johann Albert
SchmidtStiftung wird genehmigt und bei dieſer Gelegenheit dem
verſtorbenen Stifter nochmals der Dank für die Schenkung durch
Erhebung der Verſammelten im Namen der Stadt ausgeſprochen.
Nach den Worten des Ref. Stadtv. Keil iſt die Beſtätigung des
Statuts ſeitens der Regierung außer Zweifel. Die Genehmigung
zur Annahme des Legates, e Kapital von 100000 M. in
vierprozentigen preußiſchen Konſols beſtand, erfolgte am 28. März
1893. Es ſollen 50000 M. zinsbar angelegt werden zum Zwecke
der Erbauung eines ſtädtiſchen Muſeums. Die Zinſen hiervon
e ſo lange aufgeſammelt werden, bis ein Kapital von 300 000
Mark gebildet iſt. Dieſe Höhe kann jedoch auch durch anderweite
Schenkungen herbeigeführt werden. Die Zinſen des Reſtbetrages
von 50000 M. ſollen alljährlich verteilt werden in Raten von
500 M. an 25 würdige Arme zu je 20 M., an 5 ſolche, die keine
Armenunterſtützung erhalten zu je 100 M., wobei beſonders die
im Bezirke der ehemaligen Fabrik des Erblaſſers Wohnenden be-
rückſichtigt werden ſollen, ferner an den Verſchönerungs-Verein
und an das Archäologiſche Muſeum ſo lange, wie der Staat ſeine
Zuſchüſſe für dies Inſtitut leiſtet.

19. Der Magiſtratsantrag, Blitzableiter-Anlagen für die Schul
gebäude an der Liebenauerſtraße, der Taubenſtraße und das Gym-
naſium, und hierfür 2700 M. zu bewilligen, wurde abgelehnt, da

egen ſolche Anlagen für die beiden Schulen an der Liebenauer
traße allein und auf Antrag des Abg. Friedrich auch für das
Siechenhaus wegen der iſolierten hohen Lage desſelben bewilligt.
Die Bedürfnisfrage für in der Stadt belegene ſtädtiſche Gebäude
wurde abzelehnt, den Blitzableitern die unbedingte Zuverläſſigkeit
der Schutzgewähr abgeſprochen, dagegen das Telephonnetz ſowie
die Leitungsdrähte der Stadtbahn als ein die Stadt gegen Blitz-
efahren ſicherndes Schutzmittel bezeſchnet. Dem Magiſtrat wurde

ferner anheimgegeben, nicht nur die Provinzial Städte Feuerſozietät,
ſondern auch andere beteiligte Verſicherungs-Geſellſchaften um Bei-
tragsleiſtungen für die beiden vorliegenden Sicherungsanlagen an
zugehen. Die Ausſchreibungen für die Lieferung ſollen möglichſt
nur in der Stadt Halle erfolgen. Ref. Stadtv. Weiſe, Korref.
Stadtv. Hüllmann.

20. Der Magiſtrat beantragt für Nachbeſchaffungen für das
Siechenhaus 3097.63 M. aus den e r 14 000 M.
zu bewilligen. Nach den Ausführungen des Referenten Stadtv.

Heiſer werden 2781 M. bewilligt, für die Beſchaffung von Fries
er und Drellvorhängen eine öffentliche Ausſchreibung be

loſſen.
21. Den Zentralverein zur Hebung der deutſchen Fluß und

Kanal-Schiffahrt betreffend fällt aus.
22. Die Anlage der Lutherſtraße erfordert im ſüdlichen Bebau

ungsterrain große Nivellierungsarbeiten, deren Koſten auf 46000
Mark veranſchlagt ſind und welche der Magiſtrat erſucht, aus der
Anleihe zu bewilligen. Nach Ausführung der betreffenden Erd
arbeiten werden ſeitens der Riebeck Stiftung und der Provinzial
Blinden- und Taubſtummen- Anſtalt 8916.35 M. und bei Bebau-
ung der Leopoldſchen Bauſtellen an der Lutherſtraße zwiſchen
Beeſener und Röpzigerſtraße fernere 8238.80 M. anteiliger. Be
träge zurückfließen, außerdem werden auch noch 14274.95 M. aus
den Anbauten an den jetzt dort zu regulierenden Straßenſtrecken
von obiger Summe in Abzug kommen, ſo daß die Koſten für den
Ausbau der auf 26 Meter Breite berechneten Lutherſtraße für die
Stadt ſich, einſchließlich 3690 M. für anzulegende Baumlöcher,
auf 14569.70 M. ſtellen würden. r Referent der Baukommiſſion,
Stadtv. Steinhauf, empfiehlt Annahme der Vorlage unter
Begründung der Dringlichkeit durch den Hinweis auf den vorteil-
haften Umſtand, daß, anſtatt den in Halle gewiß zahlreich vor
handenen Arbeitsloſen event. Unterſtützungen gewähren zu müſſen,
ihnen hier Arbeitsgelegenheit geboten werde, daß durch Förderung
der Erdarbeiten auch allen Bauhandwerkern durch die zwei großen
Bauten wieder einmal Beſchäftigung in nahe Ausſicht geſtellt werde.
Durch Jnangriffnahme der Erdarbeiten in jetziger Zeit werde eine bil
ligere Herſtellung ermöglicht und ſei daher ein Preisabſchlag von derveranſchlagten Summe zu erhoffen. Ferner erläutert Reiten ein
mit dem SalinenDirektor Leopold ſeitens der Stadt zudes Abkommen, betreffend Abtretung eines jetzt in deſſen perſön

lichem Beſitz ſich befindenden Landſtreifens, der urſprünglich für das
Bergmannsheim (das nun an der Merſeburgerſtraße errichtet
wird) angekauft war. Dieſer an der Lutherſtraße liegende Land
ſtreifen müſſe zum Zweck der Durchſührung der Nivellierungs-
arbeiten von der Stadt erworben werden. Direktor Leopold ſtellt
das Terrain zum Preiſe von jetzt 5 M. pro Quadratmeter zur
Verfügung unter einer Reihe von Bedingungen, die, mit Aus
nahme des geforderten Preiſes gebilligt werden. Die Straßeſelbſt, von ofen nach Weſten gehend, ſoll eine zweifache

bahn erhalten, welche von einer dreifachen Baumreihe in Abſtän-
den von 7.-8 Metern beſetzt werden, die beiderſeitigen Trottoire
erhalten eine Breite von je 3 Meter, ſodaß dieſelbe als die
ſchönſte Straße der Stadt wird gelten können. Der Referent
der Finanzkommiſſion Stadtv. Hüllmann bezeichnet dagegen
die Anlage der Straße als eine unglückliche, da ſie infolge der
dort herrſchenden Winde nichts weniger als Annehmlichkeiten
biete, außerdem aber durch die ungeheure Umwälzung des Terrains
ein ungemein koſtſpieliges und n Unternehmen ſt Es
laſſe ſich aber ſetzt daran nichts mehr ändern und müſſe man
nunmehr die Zuſtimmung zu dem Magiſtratsantrag erteilen. Die
in Ausſicht geſtellten Rückerſtattungen ſtänden freilich in weiter
Ferne, ſodaß die 46000 M. auf lange Zeit hinaus feſtgelegt wür-
den. Die Vorlage wird mit einzelnen Zuſätzen der Bau und
Finanzkommiſſion angenommen.

23. und 24. „Ausgleichsberechnung über den Ausbau der Ber-
linerſtraße“ und „Nachtrags-Vertrag mit der Halleſchen Hafen-
bahn“ fallen aus wegen vorgeſchrittener Zeit.

Giebichenſtein. Die Wahlen zur Gemeinde- Vertretung be
ginnen am hieſigen Orte nach und nach in den Vordergrund zu
treten. So findet z. B. morgen (Donnerstag) abend in der Saal-
ſchloßbrauerei eine Beſprechung der Wähler der 3. Abteilung ſtatt,
zu welcher das Erſcheinen aller Arbeiter um ſo notwendiger iſt,
als dieſe in der bisherigen Gemeinde Vertretung keine Stimme
hatten, während ſie doch die Mehrzahl der Einwohner unſeres
Ortes bilden. Hoffentlich giebt dieſe Verſammlung den Anſtoß
zur Beſſerung in dieſer Richtung.Mexrſebaeg (Höchſte Zeit!) Künftig ſollen, nach einer
amtlichen Ankündigung, bei Wiederbeſetzung von Volksſchullehrer
ſtellen die niederen Kirchendienſte, die etwa mit den Stellen ver
bunden ſind, abgetrennt werden. Eine beſondere Verfügung
darüber ſoll noch erlaſſen werden, Die Regierung rechnet zu den
niederen Kirchendienſten 1. das Läuten der Glocken, 2. die Be
ſorgung der Kirchenuhren, 3. die Reinigung und das Lüften der
Kirche, ſowie das Reinigen der Kirchhofswege, 4. die Schließung
der Kirchthüren und 5. die Heizung und Beleuchtung der kirch-
lichen Gebäude. Die Funktionen, die zum Altar- und Kultus-
dienſte gehören (Beſorgung von Brot und Wein, Reinigen der
Kirchengeräte und Beſorgung des Taufwaſſers, An
zünden der Lichte, Anſchreiben und Anſtecken der Lieder), hat der
Küſter weiter zu verrichten. Die Aufſicht und Mitverantwortlich-
keit für die r Ausführung der dem Gehilfen über
tragenen niederen Dienſte verbleibt auch künftig dem Küſter.
Vielleicht gelingt es noch, auch die übrigen Nebenämter, welche
den Volksſchullehrer übermäßig in Anſpruch nehmen, ihm nichts
einbringen und ihn von ſeinem eigentlichen Berufe abziehen, ab-
zutrennen. Höchſte Zeit wäre es.

Schkeuditz, 23. Januar. Am Sonntag den 14. d. M. hielt der
hieſige Arbeiterverein ſeine diesjährige Generalverſammlung ab
mit lgender Tagesordunng: 1. Einnahme der Monatsbeiträge,
2. Jahresbericht des Vorſtandes über die Thätigkeit des Vereins.
Zu letzterem Punkte der Vorſitzende daß ſich die Mit

bedeutend erhöht habe; jedoch laſſe der Beſuch der
Monatsverſammlungen, ſowie ſehr zu wünſchen

übrig. Ferner führte er an, daß im Verein jeden Monat eine
Mitgliederverſammlung ſtattgefunden habe; dieſelben wurden
meiſtens mit belehrenden Vorträgen ausgefüllt. Desgleichen ſeien
verſchiedene Ausflüge ausgeführt worden. Auch habe der Verein
die Maifeier in die Hand genommen. An den Reichstagswahlen
habe ſich der Verein hervorragend beteiligt. Nach dem Bericht
des Kaſſierers betrug der Kaſſenbeſtand am 15. Januar 1893:
16.40 M., dazu kommt Eintrittsgeld pro 1893: 3.40 M. und die
Einnahmen von Beiträgen pro 1893: 112.10 M., ergiebt die
Summe von 131.90 M. Demgegenüber ſtehen Ausgaben in J
von 96.31 M. Es bleibt alſo ein Kaſſenbeſtand von 35.59
Die Reviſoren erklärten, die Kaſſenverhältniſſe in Ordnung ge
funden zu haben, und wurde hierauf dem Kaſſierer Decharge er
teilt. Bei der dareuf folgenden Vorſtandswahl gingen aus der
Wahl hervor: als 1. Vorſitzender Eitner, als 2. Vorſitzender
Frantz, als Kaſſierer Lusky, als Schriftführer Böhm, als Bei-
ſitzer: Herlitz, bübler und Mörſchke, und als Reviſoren: Thieme,
Krahl und Fr. Göricke. Zur Aufnahme in den Verein meldeten
ſich die Genoſſen: Karl Braun, Fr. Hordorf, Herm. Stecher und
Guſtav Nieſcher. Jm Verſchiedenen kamen dann noch verſchiedene
kommunale Angelegenheiten zur Sprache. Gen. Böhm beantragte,
öfter als bisher Vorträge im Verein halten zu laſſen der Antrag
wurde angenommen. Hierauf wurde die Verſammlung unter Ge
ſang des Sozialiſtenmarſches geſchloſſeon.Eisleben 23. Januar. Heute beſichtigte Herr Regierungs
präſident von Dieſt aus Merſeburg die von der Waſſerkalamität
betroffene Stadtgegend. Jn letzter Zeit wurden wieder öftere
unterirdiſche Detonationen wahrgenommen. Behufs näherer Unter
ſuchung iſt nun auch das Waſſerreſervoir auf dem Friedrichsberge

abgeſperrt. SMagdeburg, 23. Januar. Die „Volksſtimme“ ſchreibt: Unſer
Redakteur Genoſſe Erich Wendlandt wurde heute früh zur
Polizei geladen, und von dort der Kommandantur zugeführt; hier
wurde ihm eröffnet, daß ihm das Recht, als Einjähriger zu dienen,
aberkannt ſei, da er eine 2jährige Gefängnisſtrafe hinter fich habe.
(Die Strafe hatte ſich W. als Redakteur unſeres Breslauer Partei
organs wegen Majeſtätsbeleidigung zugezogen.) Nach ärztlicher
Unterſuchung erfolgte ſeine ſofortige Einſtellung im Heere, und
wurde er dem 66. Jnf. Regiment zugeteilt, wo er ſeine 2 bis
3 Jahre ſchwitzen kann. Was ſoll nun mit Frau und Kind
werden

Ius dem Gerichtsſaul.
Halle, 23. Januar. (Strafkammerſitzung.) Jn Ge-meinderalsverſammlungen kleiner Ortſchaften geht es zuweilen

heiß her ſo auch in einer am 30. Juni v. J. in Wimmelburg
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ngehabten. Dabei ſollen der 57 jährige Schiffer und Schöppe
un Triebel und der 69 jährige Berginvalide Leopold Häusler,

ierer wegen Beleidigung zweimal vorbeſtraft, den Kirchenkaſſen
rendanten Töpfer beleidigt haben, indem beide dem Töpfer vor-
warfen, er habe eigenmächtige Begünſtigungen beim Verkauf von
Grabſtätten eintreten laſſen. Außerdem ſoll Häusler in Beziehung
auf Töpfer noch geäußert haben „Wenn wir da nicht eintreten,
dann verkauft der uns noch das ganze Dorf!“ Vor dem Schöffen-
gericht in Eisleben iſt dieſerhalb wegen Beleidigung Triebel zu
10 M. oder 2 Tagen Gefängnis und Häusler zu 50 M. oder 10
Tagen Gefängnis verurteilt worden. Die hiergegen ſeitens der
Verurteilten eingelegte Berufung hatte heute Erfolg. indem das
erſtinſtanzliche Urteil aufgehoben und die Angeklagten freigeſprochen
wurden, da angenommen wurde daß denſelben bezüglich ihrer
Aeußerungen als Gemeinderatsmitglieder der Schutz des J 193
St. G.-B. (Wahrnehmung berechtigter Jntereſſen) zur Seite ſtand.

Der erſt kürzlich wegen Betrugs mit 5 Jahren Zuchthaus
vorbeſtrafte Buchbinder Louis Stroiſch, 47 Jahre alt, und deſſen
34 jähriger Bruder, der Maurer Lebrecht Stroiſch, beide aus Gie
bichenſtein, hatten ſich wegen Betrugs, und zwar Louis St. im
wiederholten Rückfalle, zu verantworten. Beide Angeklagte waren
im Dezember 1892 beim Reſtaurateur Hermann Müller (Alte
Promenade) eingekehrt und hatten dort gezecht, wobei ſich Lebrecht
Stroiſch von M. ein Darlehn von 2.80 M. und Louis Stroiſch
ein ſolches von 7 M. erſchwindelte. Lebrecht St. hatte ein Ta-
petenmuſterpacket als Pfand bei M. hinterlaſſen, während Louis
St. dem M. vorſchwindelte. er wolle anderen Tages mit dem
Baumeiſter Schulze kommen, da ſolle M. für Wein ſorgen. Nach
der Beweisaufnahme wurden beide Angeklagte des Betrugs für
überführt erachtet und Lebrecht St. zu 3 Monaten Gefängnis
nebſt 2 Jahren Ehrverluſt und Louis St. zu 2 Jahren Zucht-
haus nebſt 5 Jahren Ehrverluſt ſowie 150 M. Geldſtrafe, event.
noch für je 15 M. 1 Tag Zuchthaus verurkteilt. Unter Aus-
ſchluß der Oeffentlichkeit wurde verhandelt gegen die verehel. Gaſt-
wirt Emilie Winkel geb. „Scherm von hier, geb. zu Saubach bei
Biebra, 39 Jahre alt. Es handelte ſich um ſchwere Kuppelei,
welche die W. im Jahre 1892 93 mit ihrer Tochter getrieben
haben ſollte. Nach Wiederherſtellung der Oeffentlichkeit wurde ſie
erwähnten Verbrechens für ſchuldig erklärt und deshalb zu
2 Jahren Zuchthaus und 5 Jahren Ehrverluſt verurteilt. Auch
wurde der Verurteilten ſofortige Verhaftung beſchloſſen.

Aus dem VKrichsgeritht.
Nachdruck verboten.

Leipzig, 22. Januar. Wegen gewerbsmäßigen Glücks
ſpiels) war der Bäcker Karl Gebhard in Halle vom Landgericht
daſelbſt am 4. Nov. v. J. zu 1 Jahr 3 Monaten Gefängnis ver
urteilt worden. Er legte hiergegen Reviſion ein und behauptete
in derſelben, daß er wegen genau desſelben Vergehens, welches
den Gegenſtand dieſer Anklage bilde, bereits vom Landgericht zu

nnover am 21. Oktober, alſo etwa 14 Tage zuvor, zu einem

e

bis in idem“ verletzt worden ſei. Dieſe Behauptung erwies ſich
unerwarteterweiſe als richtig, und das Reichsgericht hob daher

eute das Urteil des Landgerichts zu Halle auf und erkannte auf

Einſtellung des Strafverfahrens vLeipzig, 22. Januar. Eine wichtige Entſcheidung über die Stel
lung des Lehrers gegenüber den Fortbildungsſchülern fällte heute
der 1. Strafſenat des Reichsgerichtes Es iſt ja eine bekannte
Thatſache, daß Fortbildungsſchüler ſich häufig recht roh und ge
waltthätig gegen ihre Lehrer benehmen und daß die Lehrer in den
wenigſten Fällen die Mittel an der Hand haben, ſich den nötigen
Reſpekt zu ve. ſchaffen. Da mag denn die heute gefällte Entſchei-
dung geeignet ſein, einigen Wandel zu ſchaffen, denn ſie ſpricht
aus, daß der Lehrer in der Fortbildungsſchule das Aufſichtsrecht
ausübt und deshalb als Beamter anzuſehen iſt, der zur Voll
ſtreckung von Anordnungen der Obrigkeit berufen iſt, daß dem
gemäß der einem ſolchen Lehrer bei Ausführung dieſes Rechtes
geleiſtete Widerſtand als Widerſtand gegen die Staatsgewalt nach
S 113 Str.G.B. zu beſtrafen iſt.

Nah und Fern.
Kampf mit Wilddieben. Neu-Ruppin, 22. Januar.

In der Wenzer Heide hat ein Kampf zwiſchen F orſtbeamten
und Wilddieben ſtattgefunden. Zwei Wilddiebe blieben tot
auf dem Platze, während die andern beiden entflohen der eine
Förſter erhielt einen Schuß durch die Hand.

Die „Edelſten der Nation“. Dteſer Tage iſt vor dem
Wiener Landgerichte eine Anklage gegen einen gewiſſen Handt,
einen Agenten für geldbedürftige „Lebebuben“, verhandelt worden.aus welcher man über die ſittliche Qualität eines Teiles des Adels

recht intereſſante Aufſchlüſſe bekam. Herr Graf Cäſar Szaskiewicz
pflegt die „idealen Güter des Lebens“ auf eine etwas ſeltſam ge
artete Weiſe. Die Anklage gegen Herrn Handt natürlich, nicht
Wer den Herrn Grafen erzählt uns das in etwas lakoniſcher

eiſe: Am 20. Mai „kaufte“ der Graf Cäſar Szaskiewicz in einer
Teppichhandlung fünf Teppiche für 1365 fl. und „bezahlte“ ſie mit
zwei Accepten. Der Angeklagte, natürlich Herr Handt und nicht
der Herr Graf, holte die Teppiche ab, um ſie im Auftrage des
idealen Grafen noch am ſelben Tage zu verſetzen. Es war ſchon
ſpät am Abend und die Pfandleihanſtalten alle geſchloſſen. Der
Herr Graf, welcher vielleicht noch in derſelben Nacht die idealen

üter des Lebens pflegen wollte, konnte natürlich nicht warten,
und ſo ſind die Teppiche bei einem Privatverſetzer abends für 450 fl.
verklopft worden. Der Herr Graf lieben aber die Gründlichkeit,
und ſo erhielt der Agent auch den Auftrag, den Pfandſchein zu
„verwerten“. Der Kellermeiſter eines Vergnügungslokales hat ihn
mit 60 fl. belehnt, und der Zirkulationsprozeß der Teppiche er
ſchien damit vorläufig abgeſchloſſen. Die Anklage, nicht etwa
gegen den Grafen wegen betrügeriſchen „Kaufes“, ſondern natür
lich gegen Handt, und zwar wegen Veruntreuung eines Teiles des
Erlöſes, iſt, weil der Herr Graf nicht zur Verhandlung erſchienen
war, vertagt worden. Aber man erſieht ſchon aus den ganz
kurzen Bruchſtücken der Biographie des Herrn Grafen, wie genial

der Mann Handel und Verkehr zu beleben weiß. Er „kauft“ und
ahlt“, und macht in Wechſeln: das ſind doch zwerteEin Wſchans Ob der Herr Graf auch Grundbeſitz hat

welchen Anteil an der ſtaatserhaltenden Gewalt er dur
Stimmrecht darſtellt, wiſſen wir leider nicht. Aber es wäre hübſch,dieſen r deſten der Nation“ auch da an der Arbeit zu ſehen.

äAAAArbeiter der Landgemeinden.
Nehmt Einſicht in die Wählerliſten zu den im

März ſtattfindenden Ergänzungs und Erſatz
wahlen der Gemeinde- Vertretung. Die Liſten
müſſen in der Zeit vom 15. bis zum 30. Januar
ſeitens der Gemeinde- Vorſtände den Wählern
zur Einſichtnahme ausgelegt werden. Nur wer
in der Liſte ſteht, darf am Wahltage ſein Recht
als Wähler ausüben.

Briefkaſten der Redaktion.
M. N. 101. Nach unſerer Auffaſſung iſt Jhr Mietsverhältnis

als ein monatliches zu betrachten und können wir Jhnen nur
raten, der Forderung Jhrer Wirthin Folge zu geben.

Standes amtliche Nahriiten.
Halle, den 23 Januar.

Aufgeboten: Der Schuhmacher Hermann Heuke r
Jlgenſtein (Brunnenplatz 7 und Bergſtraße 2). Der Zuckerſieder
Gottlieb Barth und Johanne Krauſe (Trödel 16 und Hohenzollern
ſtraße 1). Der Brauer Anton Severin und Marie Fiſcher (Lützen).
Der Gärtner Ferdinand Marhold und Laura Voigt (Mücheln
und Berlin). Der Kaufmann Max Kupfer und Eliſabeth l'Orange
(Halle a. S. und Guben).Geboren: Dem Handarbeiter Eduard Rothe eine T. Amalie
Friederike (Beeſenerſtraße 18). Dem Handarbeiter Karl Romanus
eine T. Bertha Emma Minna (Lilienſtraße 14). Dem Hand-
arbeiter Friedrich Gerecke eine T., Emma Frieda (Zwingerſtraße 9).Dem Handarbeiter Paul Freund eine T, Anna Marie Luiſe
(Gerberſtraße 5). Dem Feldwebel Auguſt Kurmeyer eine T.GFaiefenſttaße 6). Dem Hilfsbremſer Karl Trümpler ein S.
Friedrich Karl (Thomaſiusſtraße 31). Dem Fleiſchermeiſter Otto
Kandt ein S., Friedrich Wilhelm Glauchaerſtraße 59). Dem
Hotelier Friedrich Rahne ein S., Ferdinand Paul Werner (Wucherer-
ſtraße 40. Dem Tiſchler Franz Keller eine T., Frieda Elſe
(Georgſtraße 3). Dem Kaufmann Max Stoye ein S., Fritz
(Landwehrſtraße 21). Dem Schriftgießer Wilhelm Schwarz eine
T., Selma Charlotte (Schloſſerſtraße 2). Ein unehel. S. Eine
unehel. T.

Für die Redaktion verantwortlich: Richar Jllge in Hallehr Gefängnis rechtskräftig verurteilt, mithin der Grundſatz ne

Brüderſtraße 2
General Verſammlung.

Tagesordnung: 1. Vortrag über: Die Sozialdemokratie und

Sozialdemokrat, Verein für Hals
Donnerstag den 25. Januar abends 8 Uhr im Reſtaurant „Halloria“,

Der Vorſtand.
Monatsbeiträgen im Rückſtande ſind, ihren Pflichten nachzukommen 5 d. St.).

J 2. Bericht des Vorſtandes und Abrechnung vom 4. Quartal 1893.
un

Im zahlreiches Erſcheinen der Genoſſen erſucht
NB. Gleichzeitig erſuchen wir diejenigen Mitglieder, welche mit mehreren

Stadt- Theater in Halle a. S.

Donnerstag den 25. Januar.
128. Vorſt. 33. Vorſt. außer Abonn.

Anfang 7 Uhr. Ende 10 Uhr.
Nur kein Leutnant

Luſtſpiel in 1 Akt von Guſt. v. Moſer.

gic, Wenn
der Staats-

Liecdertafel Laute
Donnerstag den 25. Januar abends S Uhr in der Kaiſer-

Wilhelms-Halle

12. Stiüftungstest.Freunde und Gönner ſind hierzu eingeladen. Der Vorſtand.
Perſonen:

wen Kaufmann
ea Fanny Wagner.Elly ſeine Töchter Schneider.

Ottilie, ſeine Schweſter Helene Orla.

ſchloßbrauerei

allgemeine Besprechung über
W ahlangelegenheiten.

Der Einberufer.Hierzu ladet die Wähler freundlichſt ein

Oeffentliche Verſammlung
der Müller und Mühlenarbeiter e ne un van

Donnerstag den 25. Januar er. abends 8 Uhr im Reſtaurant zum
Kühlen Brunnen.

W Tagesordnung wird in der Verſammlung bekannt gemacht. We
Der Einberufer.Um recht zahlreichen Beſuch bittet

Hallesehe Genossenschafts-Buchdruckerei
E. G. m. b.Moutag den 5. Febr. abends 8 älhr im ſehnte des Gen. Müller, „Halloria

außerordentl. General-Verſammlung.
Tagesordnung: 1. Beſchlußfaſſung betr. Anſchaffung einer Dop

maſchine. 2. Beſchlußfaſſung über die Reſtanten. 3. Statutenänderung.
Anträge ſind mindeſtens 5 Tage vor der Verſammlung ſchriftlich

Vorſtand einzureichen.Zu Jahlee hein Erſcheinen ladet ein Der Vorſtand.
W Halle a. S., den 24. Januar 1894 Jähnig. Benthin.

Acrhieng! Achtange!Allen meinen Freunden, Bekannten und Landsleuten Rheinlands und
Weſtfalens die ergebene Anzeige, daß ich das

Reſtaurant Zwingerſtraße 19
Es wird mein Beſtreben ſeinübernommen habe und ſeit Sonntag eröffnet iſt.

z für gute Speiſen und Getränke bei billigſten Preiſe Sorge zu tragen
Mittagstiſch (mit Bier) von 50 Pf. an.

Um geneigten Zuſpruch bittet ganz ergebenſt

Die Bibel.
Jhre Entſtehung und Geſchichte.

Preis 40 Pf.
Das Leben Jeſu.

Preis 40 Pf.

Preis 25 Pf.

Preis 35 Pf.
Daniel in der Löwengrube.

Preis 30 Pf.
Johannes Huß.

Preis 25 Pf.
Die heilige Jnquiſition.heilige Juquiſ

Zu beziehen durch

Bölbergaſſe I.

Achtung! Kommunalwähler

der 3. Wählerklaſſe von Giebichenſtein.
Donnerstag den 25. Januar abends S Uhr in der Saal-

Rich. Halwass.

Mein Abſchied von der Kirche.
Die chriſtliche Kirche und der Sozialismus.

Die Polkobuchhandinng, Franz Risengarten

Max v. Seefeld-Campe Ewald Bach.
Marie, Köchin Johanna Platt.
Zeit: Gegenwart. Ort der Handlung:

Jgnatz Döll H. Schreiner.Adelheid, ſeine Frau Helene Orla.
Franziska, ſeine Tochter Fanny Wagner.Emmd, ſein Mündel J. Schneider.
Neugebauer, ſ. Schwager Albert Kühne.
Thereſe, deſſen Frau Ann Liſſeé.

Dr. Puſchel, Privat Ge-
lehrter, Dölls Vetter A. Schumacher.

vatoriſt
Johann Jak. Allendorf Edmund Doß.
Leopold Schimmel, Ver

ſicherungsagent Georg Köhler.
Dr. Paul Wagner, Arzt Ferd. Rinald.
Lisbeth, Dienſtmädchen

bei Döll Johanna Platt.Ort der Handlung: Eine große Stadt.
Zeit Die Gegenwart. Entre

Allabendlich Künstler- Vorstellungen

mit neuen Attraktionen

Berlin. l. Ranges9 9 U t e r nNach „Nur a getan Pauſe. G. Ansehlagsäulen). Wiederverkäufer
kassenöffnung 7 Uhr. Anfang eDer ungläubige Thomas. der Vorstellung 8 Uhr. Märbel,

Schwank in 3 Akten von Karl Laufs Preise der Plätze an Wochentagen: Glaskugeln,
und Wilhelm Jacoby. Saalbillet 50 Pfg. Parquet 75 Pfg., LPerſonen: Orchesterplatz 1 M. ummibälle,

An Sonn- und Festtagen: Saal-
billet 50 Pfg., Parquet 1 M.. or-HB zohesterplats 1.50 9 Hornbälle,

Die Direktion Kreisel,
Schiefertafeln,K aiſ er P auorama, Schultornister,

ernburgerſtraße 29. 5Dieſe Woche bis Sonnabend Spaslerstöcke,
Neu Ruſſenfeſte Neu Pennale,
in Toulon u. Paris im Oktober Lederwaren,
Kriegs- und Wo a auf d. Rhed Sohmueckwaren,
K S danze e d. Rhedevon Toulon. Großartige Momentauf- Stahlwaren,
nahmen rines Por noch Toulon ent Holzwaren

ſandten Photographen.Geöffnet v. früh 10 bis Wende 10 Uhr. etc. etc.
e 25 J. Kinder 15

wer eehr. Attermile
empfehlen als billigſte Bezugs-

quelle für

Celluloid- oder

Der 1. Akt ſpielt nachmittags, die beiden
andern Akte ſpielen am Morgen des

andern Tages.
Nach dem 1. Akt Pauſe.
Freitag den 26. Januar.

129. Vorſtellung. 96. Abonnem. Vorſtell.

Farbe: gelb.
Der Talisman.

Dramatiſches Märchen in 4 Aufzügen
(mit teilweiſer Benutzun eines alten
Fabel-Stoffes) von Ludwig Fulda

Concordia- Theater.

V

Mittwoch den 24. Januar.
Zum 2. Male:

Japageno.
Schwank in 4 Akten.

Walhalla Theater.
Direktion: Richard Hubert.

Neuer Spielplan
Die Frickaſche Ballet- Geſellſchaft

(neun Damen). Brothers Paxton,
Bronze Gladiatoren. Mr. Alberti
und Tochter, gymnaſtiſch-equilibriſtiſche
Parterre Akrobaten. Die beiden

chweſtern Ferno, Kunſtfechterinnen.
Little Albertina, Luft-Gymnaſti

kerin am RieſenApparat. Fräulein
Lilly Wallau, Liederſängerin und
Koſtüm-Soubrette. Hr. Carl Ewald
Schloſſer, Geſangs und Charakter

Maud

Georgſtraße 9
empf. ſeine Fleiſch u. Wurſtwaren

zu ſoliden Preiſen
ff, gebr. Weizen und Gersfe

à Pfund 20
Hamburger Schmalz

à Pfund 56

ff. Nordhäuſer
à Liter 60

ff. türkiſche Pflaumen
à Pfd. 25, 30 und 40 4,

ff. Preisselbeeren mit Zucker
à Pfund 30 empfiehlt

A. Trauiwein,
gr. Ulrichſtraße 31.

o Ionnerstag in großer Auswahl.

großes Preisverzeichniſſe

Sämtliche Frühjahrsartikol

auf Wunſch koſtenfrei.

Geſchäftshaus andwehrſtr. 9
nahe am Bahnhof.

Schlachte-
fest.e

Hierzu ladet ein

A. Regber
Pfännerh.44
Donnerstag

Schlachtefeſt.
Alh. Streuber,

Thomaſiusſtraße 36.

ſjfaufträge f. Orcheſter zuMuſik ert u. Bällen ſowie f.
Klav.-Muſ. (m. Violine, Piſt.) zu kl. Feſt
lichkeiten übernimmt b. ſoliden Preisbed.

W. O. Schulz, Muſikdir., Mansfeldſt. 22.

Schneidergeſelle auf Woche geſucht
Zuwingerſtraße 28. Werner.

Geübte Mäntelnäherin, auch lernende,
werden geſucht Wuchererſtr. 31, II r.

Wäſche zu Waſchen und Plätten wird
angenommen Schlamm 1, Hof.

Rohrſtühle werden dauerhaft geflocht.und aufpoliert Germarſtr. 10, i. e

Aſche holt billig ab. Daſ. 2 Pferde
billig zu verk. Hädicke, Spitze 27.

Eine Bettſtelle und 2 Rohrſtühle bill.
zu verkaufen Adolfſtraße 8, I r.

Ein Meerſchweinchen verkauft
Domplatz 6, Hof part.

Ger. Wohn., St., K., K. u. Zubehör,f. 49 Thlr., 1. April zu verm. Sivnigſg 8.

Stube, K., K. nebſt Zubeh., 45 Thlr.,
1. April zu verm. Steinbocksgaſſe 3.

1 Wohnung f. 42 Thlr. zum 1. April
zu vermieten gr. Klausſtraße 17, I.

Eine Wohnung zu vermieten

Louis Otto

Humworiſt.
Beginn 8 Uhr Ende 11 Uhr

in Schocken für Händler und im
einzelnen empfiehlt billigſt

J ««7Lederfett
à Schachtel 10

Georg ZTeising, Drogenhandlg.

Fleiſchergaſſe 39.
Ein brauner Krimmerhandſchuh gef.

Abzuholen Schmiedſtraße 27, part.
Trauring verloren. Abzugeben

Glauchaerſtr. 47, Hof J.
Heute nacht 2 Uhr entſchlief nach

Chalamtſtr. 9, an der Marktkirche
7 Graseweg I7.

Die beſten Kuhkäſe, vorz. im Geſchm.,
à Modl. 565, 60 u. 90 J.

langem Leiden unſere kleine Johanna
im Alter von 1 Jahr 4 Monaten.

Karl Rickwardt und Frau.F. Starke.
Verlag und für die Inſerate verantworuich: Aug.

S.

Groß, Halle. Druck der Halleſchen Genoſſenſchafts-Buchdruckerei (e, G. m. b. H.), Halle.

t oh r


	Volksblatt <Halle, Saale>
	1894
	Monat
	Tag
	Nr. 20.
	[Seite 1]
	[Seite 2]
	[Seite 3]
	[Seite 4]






